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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Aktionsprogramm zur Sicherung der beruflichen Bildung in den neuen Ländern 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. 

In der von der SPD beantragten Aktuellen Stunde über die Hab 
tung der Bundesregierung zur Ausbildungssituation in den neuen 
Ländern am 27. Februar 1991 bestand zwischen allen Fraktionen 
Einigkeit, daß die derzeitige Lage und Perspektive für die 
Jugendlichen in den neuen Ländern, die eine qualifizierte Ausbil- 
dung suchen, äußerst bedrohlich ist; auch für den wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Neuaufbau und den sozialen Zusammen- 
halt ist es dringend erforderlich, daß allen Jugendlichen eine zu- 
kunftsorientierte Ausbildung in den neuen Ländern selbst ange- 
boten wird. Sofortiges Handeln der Bundesregierung zusammen 
mit allen berufsbüdungspolitisch Verantwortlichen ist deshalb 
geboten: 

— Durch Konkurse und Betriebsstillegungen werden bestehende 
Ausbildungsverträge aufgelöst und in steigender Zahl soge- 
nannte „Konkurslehrlinge" einem ungewissen Schicksal über- 
lassen. 

— Nur ein kleiner Teil der Eigentümer von neugeschaffenen 
Handwerksbetrieben oder von der Treuhandanstalt übernom- 
menen Industriebetrieben und Dienstleistungsunternehmen 
sieht sich in der Lage oder ist bereit, sich neben der unmittel- 
baren Sicherung der wirtschaftlichen Existenz auch um den 
unverzichtbaren Beitrag der Berufsbildung zur mittel- und 
langfristigen Förderung des Fachkräftenachwuchses zu sorgen. 

— Die noch vorhandenen betrieblichen wie schulischen Ausbil- 
dungsplätze entsprechen weder den Anforderungen an eine 
zukunftsorientierte Ausbildung, etwa im Bereich der neuen 
Informations- und Produktionstechnologien, noch insgesamt 
der künftig voraussichtlich benötigten regionalen Berufsstruk- 
tur, insbesondere im Bereich des Handwerks und der freien Be- 
rufe, des kaufmännisch- verwaltenden und des produktions- 
orientierten wie des sozialen Dienstleistungsbereichs. Hiervon 
sind einige Regionen besonders betroffen, in denen bisher 
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einzelne Wirtschaftsbereiche (z. B. Werftindustrie, chemische 
Industrie, Bergbau) dominierten. 

— Die Kammern und Prüfungsausschüsse sind noch im Aufbau 
begriffen und können ihre Aufgaben im Bereich der Ausbil- 
dungsberatung, der Prüfung der Eignung von Ausbildungsstät- 
ten und der Fortbildung der Ausbilderinnen und Ausbilder ent- 
sprechend den Anforderungen der Ausbilder-Eignungs-Ver- 
ordnungen, der Durchführung der Prüfungen nach dem Be- 
rufsbildungsgesetz und der Handwerksordnung sowie der Trä- 
gerschaft für eine genügende Anzahl von überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten zur Ergänzung der betrieblichen Ausbil- 
dung im Handwerk und in kleinen und mittleren Unternehmen 
noch nicht voll wahrnehmen. 

— Die Gemeinden und Kreise sehen sich angesichts ihrer finan- 
ziellen Lage und fehlender Verwaltungserfahrung noch nicht 
imstande, die ihnen überlassenen Betriebsberufsschulen, Fach- 
schulen sowie Internate für Auszubildende in Berufen, die 
bisher zentral vermittelt wurden, im notwendigen Umfang als 
Teilzeit- oder Vollzeitberufsschulen zu erhalten und zu moder- 
nisieren. Bisherige Fach- und Ingenieurschulen kämpfen dar- 
über hinaus um eine „Aufwertung' 4 zu Fachhochschulen und 
versuchen, ihre „Abwertung 44 zu Fachoberschulen oder Berufs- 
fachschulen zu vermeiden. Die gesetzlichen Grundlagen für 
die schulische Berufsausbildung wie für die Aus- und Weiter- 
bildung der Berufsschullehrerinnen und -lehrer müssen zum 
Teil erst noch geschaffen werden. 

— Die regionalen Arbeitsverwaltungen sind noch im Aufbau. Es 
besteht die Sorge, daß hier - wie in den Schulen - von einem 
Personalabbau auch qualifizierte und für den demokratischen 
Neuaufbau engagierte Lehrkräfte und Ausbildungsberate- 
rinnen und -berater betroffen sein könnten. 

— Die Jugendarbeitslosigkeit steigt in den neuen Bundesländern 
rasch an. Es ist zu befürchten, daß hiervon junge Frauen unter 
25 Jahren zunehmend berührt sein werden. 

— Schätzungsweise 140 000 Schulabgängerinnen und Schulab- 
gänger und eine im einzelnen noch nicht zu beziffernde Zahl 
von mehreren zehntausend Bewerberinnen und Bewerbern aus 
früheren Schulentlaßjahrgängen, aufgelösten Ausbildungsver- 
trägen und Teilnehmerinnen und Teilnehmern an im Herbst 
1990 neu begonnenen Beruf svorbereitungsmaßnahmen stehen 
einem Angebot von derzeit etwa 50 000 gemeldeten betrieb- 
lichen Ausbildungsplätzen gegenüber. Es ist unsicher, wie 
viele dieser Ausbildungsplätze zu Beginn des neuen Ausbil- 
dungsjahres am 1. September 1991 tatsächlich verfügbar und 
besetzt sein werden. Es ist zu befürchten, daß ausbildungs wil- 
lige Jugendliche auch in entferntere Regionen in den alten 
Bundesländern abwandern bzw. abgeworben werden, obwohl 
sie in den Heimatregionen eine Chance zur qualifizierten 
Berufsausbildung erhalten sollten und dort bei der Herstellung 
gleicher Arbeits- und Lebensverhältnisse benötigt werden. Es 
droht die Gefahr, daß viele Jugendliche, vor allem Mädchen, 
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keinen Ausbildungsplatz erhalten oder in „Warteschleifen" 
ohne rasche Aussicht auf eine qualifizierte Berufsausbildung, 
die ihren Leistungen und Fähigkeiten entspricht, verwiesen 
werden. 

II. 

Die derzeitige Lage und die mittelfristigen Perspektiven der 
beruflichen Bildung in den neufen Ländern sind somit durch gra- 
vierende quantitative Angebotsdefizite und qualitative Mängel 
gekennzeichnet, obwohl das Ausbildungsniveau in der Industrie 
der ehemaligen DDR durchaus beachtlich war. Das soziale Grund- 
recht aller Jugendlichen auf eine qualifizierte, zqkunftsorientierte 
Berufsausbildung ist bedroht. Die Unternehmen können ihre vom 
Bundesverfassungsgericht bekräftigte Verantwortung, vorrangig 
für ein ausreichend auswahlfähiges, den Anforderungen des Be- 
rufsbildungsgesetzes, des Berufsbildungsförderungsgesetzes und 
der Handwerksordnung entsprechendes Ausbildungsplatzange- 
bot zu sorgen, derzeit nicht allein wahrnehmen. 

In dieser Situation verharrt die Bundesregierung bisher in Un- 
tätigkeit: Sie beschönigt die Lage der betroffenen Jugendlichen 
und beschränkt sich im wesentlichen auf Appelle. Im Unterschied 
zu Ausbildungsplatzkampagnen in der alten Bundesrepublik 
Deutschland Ende der siebziger und Anfang der achtziger Jahre 
fehlt der Wirtschaft in den neuen Ländern noch die Substanz, um 
über ihren kurzfristigen Bedarf und ihre begrenzten Möglichkei- 
ten hinaus zusätzliche Ausbildungsanstrengungen zu unterneh- 
men. Der Bund ist nach dem Grundgesetz und nach dem Eini- 
gungsvertrag verpflichtet, die neuen Länder im Rahmen seiner 
berufsbildungspolitischen Zuständigkeiten sowie der gemein- 
samen Bildungsplanung nach Artikel 91b GG und für besonders 
bedeutsame Investitionen im Bereich der beruflichen Bildung 
nach Artikel 104 a Abs. 4 GG zu unterstützen, um eine Störung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts abzuwehren. Die Förde- 
rung der beruflichen Bildung stellt ein entscheidendes Element 
zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesge- 
biet, zum gesellschaftlichen Neuaufbau und zum sozialen Zusam- 
menhalt dar. 

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, ihre Ankündigung 
im Berufsbildungsbericht 1991 wahrzumachen, daß „in den näch- 
sten Jahren eine umfassende und forcierte berufliche Qualifizie- 
rungsoffensive" notwendig ist. Hierzu stellt der Deutsche Bundes- 
tag fest: 

— Die von der Bundesregierung vorgesehenen Ansätze im Ent- 
wurf des Haushaltsplans 1991 - Einzelplan des Bundesministe- 
riums für Bildung und Wissenschaft - zur Förderung der beruf- 
lichen Bildung in den neuen Ländern reichen bei weitem nicht 
aus. Bis zur Verabschiedung des neuen Haushaltsplans greift 
eine restriktive vorläufige Haushaltsführung, die weder die 
Fortsetzung aller im Herbst 1990 eingeleiteten unzureichenden 
„Sofortmaßnahmen" erlaubt noch notwendige neue Maßnah- 
men ermöglicht. Soweit im Rahmen des vom Bundeskanzler 
mit großem propagandistischem Aufwand verkündeten „Ge- 
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meinschaftswerks Aufschwung-Ost" neue Finanzhilfen ge- 
währt wurden, erfolgten diese am Bewilligungsrecht des Parla- 
ments vorbei. Die Investitionspauschale von 5 Mrd. DM (rund 
300 DM pro Kopf), die die Bundesregierung den Gemeinden 
und Kreisen in den neuen Ländern „insbesondere" für die 
Förderungsschwerpunkte „ Krankenhäuser, stationäre Alten- 
einrichtungen, Schulen" gewährt hat, reicht nicht aus, um alle 
kurzfristig notwendigen Sicherungs- und Modernisierungs- 
maßnahmen, Personal- und Sachausgaben in diesen wichtigen 
Infrastrukturbereichen durchzuführen. In welchem Umfang 
von den Kreisen und Gemeinden in den neuen Ländern auch 
Kreditmittel aus dem Gemeinschaftswerk für die Berufsschulen 
in Anspruch genommen werden, ist nicht abschätzbar. 

— Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung vom 
30. Januar 1991 eine allgemein gehaltene Ausbildungsgarantie 
ausgesprochen. Die Bundesregierung hat im „Gemeinschafts- 
werk Aufschwung- Ost" lediglich angekündigt, daß allen 
Schulabgängerinnen und Schulabgängern „auch fc 1991 ein Aus- 
bildungsangebot gemacht" und „für jeden Ausbildungsplatz- 
verlust Ersatz geschaffen" wird. In der Bundesregierung abge- 
stimmte konkrete Maßnahmen wurden bisher nicht eingeleitet. 
Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat noch 
nicht die Zustimmung des Bundesministers der Finanzen zu 
seinem Vorschlag gefunden, ab 1. September 1991 allen Unter- 
nehmen mit weniger als 20 Beschäftigten die Ausbildungsver- 
gütung für zusätzliche Auszubildende im ersten Ausbildungs- 
jahr zu erstatten. Die Zeit rennt den Jugendlichen und ihren um 
ihre wirtschaftliche und soziale Existenz kämpfenden Eltern, 
den ausbildungsbereiten Betrieben und den Trägern über- und 
außerbetrieblicher Maßnahmen davon, während die Bundes- 
regierung abwartet. 

— Im Berufsbildungsbericht 1991 pflegt die Bundesregierung 
ihren ordnungspolitischen Grundsatz vom Vorrang der betrieb- 
lichen Ausbildung und warnt noch vor einer Subventionsmen- 
talität, die ausbildungsbereite Betriebe angeblich zögern läßt, 
eigene Anstrengungen zur Verbesserung des Ausbildungs- 
platzangebots zu ergreifen, weil sie auf staatliche Unterstüt- 
zung hoffen. Diese Sorge der Bundesregierung steht im Wider- 
spruch zu den jüngsten Maßnahmenankündigungen des Bun- 
desministers für Bildung und Wissenschaft und sie ist als Angst 
vor einem eigenen Eingeständnis ihres bisherigen Versagens 
zu verstehen: Auch in den alten Bundesländern bei einer 
ungleich günstigeren Wirtschaftskraft der ausbildungsbereiten 
Betriebe hat die Bundesregierung in den letzten Jahren viel- 
fach direkte Unterstützungsleistungen für ausbildende Be- 
triebe geleistet, so Mitte der achtziger Jahre für das Handwerk, 
Ende der achtziger Jahre in dem noch laufenden erfolgreichen 
Programm für die Montanregionen. Das 1977 von der sozial- 
liberalen Bundesregierung in Abstimmung mit allen Ländern 
ergriffene Maßnahmenpaket zur Modernisierung der Berufs- 
schulen ist immer noch beispielhaft. 
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Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung auf, 
unverzüglich ein Aktionsprogramm zur Sicherung der beruflichen 
Bildung in den neuen Ländern vorzulegen und gemeinsam mit 
allen berufsbildungspolitisch Verantwortlichen zu realisieren. 
Notwendige Elemente dieses auf vier Jahre angelegten Aktions- 
programms sind: 

1. Verpflichtung der Treuhandanstalt, bei der Veräußerung und 
bei der Sanierung von Betrieben und Betriebsteilen sicherzu- 
stellen, daß die Ausbildungskapazitäten erhalten bleiben. 

2. Sicherung der qualifizierten Ausbildung von sogenannten 
„Konkurslehrlingen" durch Übernahme der Ausbildungsver- 
gütungen für diejenigen Betriebe bzw. außerbetrieblichen 
Ausbildungsstätten der Kammern und anderer Träger, die be- 
reit sind, die Ausbildung der betroffenen Jugendlichen zu 
Ende zu führen, gegebenenfalls im Ausbildungsverbund. 

3. Förderung betrieblicher Ausbildungsplätze in der privaten 
Wirtschaft: Alle privaten Unternehmen erhalten mit Beginn 
des Ausbildungsjahres am 1. September 1991 einen Zuschuß 
von 5 000 DM je neue(n) Auszubildende(n) und Ausbildungs- 
jahr, wenn ihre Ausbildungsquote 5 Prozent der am 1. Mai 
1991 Beschäftigten (ohne Auszubildende) übersteigt. 

4. Erhaltung und Modernisierung von Vollzeitberufsschulen, ins- 
besondere für den kaufmännisch-verwaltenden und den tech- 
nischen Bereich und produktionsorientierte sowie soziale 
Dienstleistungsberufe mit dem Ziel, das Ausbildungsangebot 
entsprechend den Neigungen und Fähigkeiten der Jugend- 
lichen und den künftigen regionalen Erfordernissen zu erwei- 
tern. 

5. Förderung außerbetrieblicher Ausbildung: Bereitstellung der 
im Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 1991 verfügbaren 
Mittel, gegebenenfalls nach unverzüglicher Änderung der 
Richtlinien der Bundesanstalt für Arbeit zum „Benachteilig- 
tenprogramm", und Einberufung von regionalen Ausbil- 
dungskonferenzen mit dem Ziel 

— der sofortigen organisatorischen und finanziellen Unterstüt- 
zung geeigneter Träger in allen neuen Ländern bei Aufbau 
und Betrieb außerbetrieblicher Ausbildungsstätten, die Ge- 
währ für eine qualifizierte Berufsausbildung bieten, 

— der Einweisung qualifizierten Personals und 

— der Unterstützung aller Jugendlichen bei der Vermittlung 
eines geeigneten Ausbildungsplatzes. 

6. Förderung überbetrieblicher Ausbildungsstätten mit dem Ziel, 
so schnell wie möglich ein der Versorgung in den alten Bun- 
desländern gleichwertiges Angebot zur Ergänzung der be- 
trieblichen Ausbildung in kleinen und mittleren Unternehmen 
zu schaffen (Investitionszuschüsse und laufende Kosten) sowie 
die Träger in die Lage zu setzen, das Ausbildungspersonal in 
den Betrieben und ältere Beschäftigte fortzubilden, insbeson- 
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dere im Bereich neue Informations- und Kommunikationstech- 
nologien, ganzheitliche, mitbestimmte Arbeitsorganisation 
und Umweltschutz. 

7. Förderung der Ausbildung in öffentlichen Verwaltungen und 
Betrieben: Insbesondere Bundesunternehmen einschließlich 
Reichsbahn, Post, Telekom haben eine Vorbildfunktion bei 
der Ausbildung. Notwendig ist daher die Schaffung von min- 
destens 10 000 zusätzlichen Ausbildungsplätzen rechtzeitig 
zum Ausbildungsbeginn am 1. September 1991. 

8. Qualifizierung der Ausbilderinnen und Ausbilder in den 
Betrieben und Verwaltungen, außer- und überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten und der Berufsschullehrerinnen und -leh- 
rer entsprechend den Anforderungen des Berufsbildungsge- 
setzes, der Handwerksordnung und der Lehreraus- und -fort- 
bildungsgesetze der neuen Länder, auch in Fortbildungsein- 
richtungen in den alten Ländern. 

9. Information und Transfer: Aufbereitung der notwendigen 
Handreichungen für die Modernisierung der betrieblichen 
Ausbildung und Förderung des Transfers zur Vermittlung in 
die betriebliche Ausbildungspraxis durch das Bundesinstitut 
für Berufsbildung in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Stellen in den alten und neuen Ländern, den Berufsförde- 
rungswerken der Gewerkschaften und der Wirtschaft und 
Berufsbildungsforscherinnen und -forschem an den Hoch- 
schulen. 

10. Bevorzugte Vergabe öffentlicher Aufträge - auch des Bundes 
und der alten Länder - an Betriebe in den neuen Ländern, die 
ihrer Verpflichtung zur Ausbildung nachkommen. 


IV. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das Aktionsprogramm zur Sicherung der beruflichen Bildung in 
den neuen Ländern muß mittelfristig angelegt sein. Die Europäi- 
sche Gemeinschaft unterstützt die Förderung der Berufsbildung in 
den neuen Ländern in diesem Jahr aus Mitteln des Sozialfonds. 
Die Bundesanstalt für Arbeit hat in ihrem Haushalt für 1991 
genügend Mittel, etwa zur Förderung von Maßnahmen im Rah- 
men des Benachteiligtenprogramms, das auf das gesamte Gebiet 
der neuen Länder anzuwenden ist. Zusätzliche Ausbildungsan- 
strengungen in privaten Unternehmen sind zu fördern. Dabei ist 
eine Begrenzung auf Kleinunternehmen nicht zweckmäßig, da die 
betrieblichen Ausbildungskapazitäten auch größerer Unterneh- 
men genutzt werden müssen? jedoch sollte hier vor allem Ausbil- 
dung über Bedarf gefördert werden, um Mitnahmeeffekte zu ver- 
hindern. Schulische Vollzeitausbildung muß verstärkt bereitge- 
stellt werden. „Warteschleifen'' in berufsvorbereitenden Maßnah- 
men sind zu vermeiden. Für die Finanzierung der zusätzlich 
notwendigen Maßnahmen ist vorrangig der Bund verantwortlich 
(s. Anlage). 
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Es kommt jetzt entscheidend auf dreierlei an: 

1. Die zu aktiver berufsbildungspolitischer Mitwirkung bereiten 
Träger müssen unverzüglich über das Bündel von Maßnahmen 
informiert werden, das der Bund in diesem Sommer und zu Be- 
ginn des neuen Ausbildungsjahres am 1. September 1991 zu 
fördern bereit ist. Ihnen muß genügend Vorlauf für die Vorbe- 
reitung ihrer Angebote und für die Einstellung von Teilneh- 
merinnen und Teilnehmern eingeräumt werden. 

2. Bei der konkreten Ausgestaltung der Förderungsmodalitäten 
müssen diejenigen Organisationen beteiligt werden, die sich 
bereits seit Herbst 1990 erfolgreich in der Berufsbildungspraxis 
in den neuen Ländern engagiert haben. 

3. Interessenten muß nachhaltige Hilfestellung bei der Beantra- 
gung von Mitteln und bei der Durchführung der bewilligten 
Maßnahmen gewährt werden. Die Maßnahmen müssen vor Ort 
koordiniert und evaluiert werden, damit sie sofort wirksam 
werden können. 

V. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen Bundes- 
tag zum 15. September 1991 einen aktuellen Bericht über die 
Ausbildungssituation in den neuen Ländern und über die Durch- 
führung der gemäß Abschnitt III durchgeführten bzw. eingelei- 
teten Maßnahmen vorzulegen. Weiter wird die Bundesregierung 
aufgefordert, im Rahmen der jährlichen Erstattung des Berufsbil- 
dungsberichts über den Stand der Angleichung der Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse in der Berufsbildung sowie der mittelfristig für 
notwendig gehaltenen weiteren Maßnahmen unter Einschluß der 
Teilzeit- und Vollzeitberufsschulen und der berufsbezogenen 
Weiterbildung zu berichten. 
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Anlage : Kosten und Finanzierung des Aktionsprogramms 


Ziffer 

Maßnahme 

Kostenträger 

davon Bund im Haushaltsjahr 
- Mio. DM - 

1991 

1992 

1993 

1994 

1 

Treuhandbetriebe 

Treuhandanstalt 

keine Angabe möglich 

2 

„ Konkurslehrlinge " 

Bund/Betriebe 

50 

150 

150 

100 

3 

Betriebliche Ausbildung über Bedarf 

Bund/Betriebe 

50 

175 

225 

200 

4 

Berufsschulen 

Bund/neue Länder 

400 

400 

400 

350 

5 

Außerbetriebliche Ausbildungs- 
stätten 

Bundesanstalt für 
Arbeit/Bundeszuschuß 

(50) 

(125) 

(125) 

(100) 

6 

Überbetriebliche Ausbildungsstätten 

Bund/Kammern 

30 

80 

80 

50 

7 

Öffentliche Verwaltungen/ 
Bundesunternehmen 

neue Länder/Bund/ 
Bundesuntemehmen 

10 

10 

10 

10 

8 

Qualifizierung der Ausbilder/innen 
und Berufsschullehrer/innen 

Bund/Betriebe/ 

Kammern/Länder 

5 

5 

5 

5 

9 

Information und Transfer 

Bund/BIBB 

5 

5 

5 

5 

10 

Vorrang von über Bedarf ausbil- 
denden Betrieben bei öffentlichen 
Aufträgen 












Die Kosten des Aktionsprogramms betragen für den Bund (ein- 
schließlich Bundesanstalt für Arbeit) insgesamt 3,37 Mrd. DM, 


davon im Haushaltsjahr 1991 
im Haushaltsjahr 1992 
im Haushaltsjahr 1993 
im Haushaltsjahr 1994 


600 Mio. DM, 
950 Mio. DM, 
1 000 Mio. DM, 
820 Mio. DM. 


Berücksichtigt sind dabei im wesentlichen die Kosten für Maß- 
nahmen, die in den Jahren 1991 und 1992 begonnen werden müs- 
sen. Sofern in den folgenden Jahren die Ausbildungssituation in 
den neuen Ländern weiter stark angespannt ist, müssen in den 
Jahren nach 1992 weitere Beträge eingesetzt werden, gegebenen- 
falls mit veränderten Schwerpunkten oder in neuen Aufgaben- 
feldern. 

Die Ansätze im Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 1991, 
Einzelplan 31 (Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft), 
müssen um die in der vorstehenden Übersicht aufgeführten Be- 
träge erhöht werden (Ziffern 6 bis 9); für die Ziffern 2 bis 5 müssen 
neue Titel geschaffen werden. 


Bonn, den 24. April 1991 


Dr. Hans-Jochen Vogel und Fraktion 
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